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Die Staatsregierung muss das Verbot für Öl- 
und Gasheizungen im Bundesrat mit allen 
Mitteln versuchen aufzuhalten, fordert der 
energiepolitische Sprecher der AfD-Frak- 
tion, Jan Zwerg. „Es ist ein grüner Irrweg, 
der breite Schichten der sächsischen Bür- 
ger in die Verarmung treiben wird.“ 


Auch ein Absenken der Altersgrenzen für 
Hausbesitzer stellt nur eine minimale kos- 
metische Korrektur dar. Von dem Gesetz 
sind nämlich alle Mieter genauso betrof- 
fen. Laut Verbänden müssen diese für eine 
80 Quadratmeterwohnung mit 200 Euro 


mehr Miete rechnen. Es ist zudem schein- 
heilig von der Regierung, den Biirgern har- 
te Umriistungspflichten zu diktieren, aber 
kommunale Gebäude und Krankenhäuser 
davon weitestgehend auszunehmen. Die- 
se Zweiklassengesellschaft verschärft die 
Spaltung in der Gesellschaft. 


Letztlich ist die totale Elektrifizierung des 
Landes bereits jetzt gescheitert. Der Immo- 
bilienkonzern Vonovia konnte aktuell zahl- 
reiche installierte Wärmepumpen nicht in 
Betrieb nehmen, weil der zusätzliche Strom 
nicht zur Verfügung stand. 


Damit die kostengünstigen Kernkraftwerke 
nie wieder ans deutsche Netz gehen kön- 
nen, schaffen die Atomhasser gerade Tat- 
sachen: Am Standort Philippsburg II wur- 
de bereits der Kühlturm gesprengt. Bei den 
AKWs in Grohde und Brokdorf soll eine 
Säurespülung die Kühlsysteme zerstört ha- 
ben. 


Um diesem Treiben ein Ende zu setzen, hat 
die AfD-Fraktion einen Antrag eingereicht 
(7/13210). Wir wollen die Chance erhal- 
ten, die preiswerten und sicheren Kern- 
kraftwerke nach der Bundestagswahl 2025 
wieder in Betrieb zu nehmen. Die große 
Mehrheit der Deutschen setzt weiter auf 
Kernkraft. 


„Wenn es die CDU ernst meint, muss 
sieunserem Antrag zustimmen“, 
erklärt der energiepolitische 
Sprecher der AfD-Frak- 
tion, Jan Zwerg. „Es ist 
äußerst unglaubwürdig, 
vollmundig den Erhalt 
der Kernkraftwerke zu 
fordern, aber weiter mit 
den Grünen zu koalieren. 
Das wird die Zerstörungs- 
wut der Anti-Atom-Lobby 
nicht stoppen.“ 


Im letzten Jahr haben 1.043 Absolventen 
einer Meisterprüfung einen Meisterbonus 
von 2.000 Euro erhalten. Laut AfD-Anfrage 
(7/13089) waren davon 581 Handwerks- 
meister. Mario Beger, handwerkspolitischer 
Sprecher der AfD-Fraktion: „Wir müssen 
die berufliche Ausbildung und den Meister- 
abschluss attraktiv machen. Das Handwerk 
sucht händeringend Schulabsolventen, die 
tatsächlich rechnen können und die Grund- 
lagen der Geometrie beherrschen.“ 


Durch die Bevorzugung des akademischen 
Bildungsweges entscheiden sich in Sachsen 
zu wenige motivierte Schüler für eine Be- 
rufsausbildung. Deshalb wollen wirineinem 
ersten Schritt den Meisterbonus auf 3.500 
Euro erhöhen. Langfristig unterstützen 
wir die Forderung der Handwerkskammer, 


Das EU-Parlament hat beschlossen, dass 
bis 2033 alle Wohnhäuser die Energie- 
effizienzklasse „D“ erreicht haben müssen. 


„Die realitätsferne Politik der Europäischen 


Union und Ampel-Koalition machen das 
Wohnen bald unbezahlbar“, befürchtet der 
baupolitische Sprecher der sächsischen 


AfD-Fraktion, Holger Hentschel. 


„Dagegen muss sich der Freistaat Sachsen 


mit allen Mitteln wehren. Wir fordern 
daher CDU-Ministerpräsident Michael 
Kretschmer dazu auf, frühzeitig eine 
mögliche Klage gegen die von der EU an- 
gestrebte Zwangssanierung 
zu prüfen. Für solche 
Fälle gibt es das Inst- 
rument der Subsidi- 
aritätsklage.“ 


die berufliche und die akademische Aus- 
bildung gleichzustellen und auch gleich zu 
fördern. Es ist unfair, dass ein Dachdecker 
für seine Meisterausbildung bis zu 12.000 
Euro berappen muss, während unproduk- 
tive Fächer wie Gender- oder Islamwissen- 
schaft auf Kosten der Allgemeinheit studiert 
werden können. 


„Eine Korrektur der aktuellen Fehlentwick- 
lung muss bereits in einer Aufwertung un- 
serer Oberschulen ansetzen. Hier wollen 
wir den wirtschaftlichen und praktischen 
Unterricht ab der siebten Klasse stärken. 
Über eine verpflichtende Bildungsempfeh- 
lung nach der Grundschule wollen wir ein 
stetiges Absinken des Leistungsniveaus an 
Gymnasien und eine Überakademisierung 
verhindern“, erklärt Beger. 
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Wir wä 
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Mit dem berühmten Ausspruch „Wir wäh- 
len die Freiheit“ machte der erste Bundes- 
kanzler Konrad Adenauer (CDU) im Jahr 
1952 deutlich, dass Kommando-Wirtschaft 
und Bevormundung fatale Folgen für 
Deutschland hätten. 


Seine CDU war damals noch eine ganz an- 
dere Partei als die heutige Union. 1957 be- 
schloss die CDU ihr Grundsatzprogramm 
unter dem Titel „An das deutsche Volk“. 


Die Eckpfeiler dieses Programms waren: 
Frieden in der Welt, die möglichst schnelle 
Verwirklichung der deutschen Einheit, die 
„Freiheit des Bürgers“ und „Förderung der 
Selbstverantwortung“ sowie „Wohlstand 
für alle“ auf der Basis der sozialen Markt- 
wirtschaft. 


Deutschland erlebte in diesen Jahren ein 
wirkliches Wirtschaftswunder. Heute hin- 
gegen geht es mit unserem Land nicht nur 
ökonomisch steil bergab. Europa hat sei- 
nen Frieden verloren und alle Parteien von 
CDU bis Grünen gießen dabei sogar noch 
Öl ins Feuer mit ihrer unsäglich naiven 
Kriegstreiberei gegen Russland. 


Dabei ist es offensichtlich, wie man 
Deutschland wieder auf Kurs bringen 
könnte: Wir brauchen freien Handel mit 
der ganzen Welt — auch mit Russland, um 
günstiges Gas, Öl und andere Rohstoffe zu 
erhalten. 


Wir brauchen Grenzkontrollen und die 
Zurückweisung aller illegalen Migranten, 
weil Deutschland weder die halbe Welt 
versorgen kann noch dulden darf, dass hier 
täglich sehr viele Straftäter einwandern. 


Nach innen brauchen wir zudem eine Rück- 
kehr zum Prinzip „Freiheit und Eigenver- 


-Sozia 


antwortung“. Den Staat geht es überhaupt 
nichts an, wie jeder einzelne Bürger heizt. 
Es geht ihn auch nichts an, für welches 
Auto er sich entscheidet. 


Das gleiche gilt für den Hausbau. Ein gutes 
Beispiel sind die Niederlande. Während 
man in Deutschland weit über 3.000 Bau- 
vorschriften beachten muss und die Euro- 
päische Union mit ihrer Dammverordnung 
noch einen obendrauf setzen will, haben 
unsere Nachbarn ihr Baugesetzbuch seit 
2010 um jede vierte Vorschrift entriimpelt. 

Das Resultat: In den Niederlanden haben 
die Baukosten seitdem nur moderat um 
sechs Prozent zugelegt. In Deutschland 
sind die Preise bekanntermaßen explodiert. 
Selbst Gutverdiener können sich kein 
Eigenheim mehr leisten und die Mieten 
steigen insbesondere in den Großstädten in 
schwindelerregende Höhen. 


Das ist das Ergebnis von zu viel Staat und zu 
wenig Freiheit. Um Missverständnisse zu 
vermeiden: Ich habe nichts gegen sozialen 
Wohnungsbau. Unser Hauptproblem ist 
aber gerade ein anderes: Durch Heizungs- 
verbote und unrealistische Dämmvorschrif- 
ten wird das Bauen für alle unbezahlbar, die 
nicht dem Club der Millionäre angehören. 


Der Klima-Sozialismus der Grünen, der 
gerade versucht, diese Projekte von oben 
herab, gegen alle Widerstände der Bürger 
durchzudrücken, muss endlich demokra- 
tisch gestoppt werden. 


Und das könnte — gerade in Sachsen — ganz 
einfach sein: Zwei Drittel der Sachsen sind 
konservativ eingestellt und die Grünen 
kommen in unserem Freistaat nur dank 
der Schützenhilfe der Medien über die 
Fünf-Prozenthürde. Warum sind sie dann 
trotzdem so mächtig? 


Sachsens CDU-Ministerpräsident Michael 
Kretschmer gab darauf am ı. Juni im 
Landtag die Antwort: Er bezeichnete die 
Koalition mit SPD und Grünen als „großes 
Glück“. Eine Koalition mit der AfD schließt 
er kategorisch aus. Das heißt: Er will auch 
nach den Wahlen im Jahr 2024 mit den 
Grünen weiterregieren. 


Anscheinend will er also die grüne Transfor- 
mation nur etwas heimlicher durchziehen 
und spielt daher regelmäßig in Zeitungen 
Pseudo-Opposition gegen seinen eigenen 
grünen Koalitionspartner. 


Die Katze aus dem Sack gelassen, hat er 
nun auch beim Thema Asyl. Herr Kretsch- 
mer wünscht sich jedes Jahr 200.000 neue 
Migranten. Nur noch mehr sollen es eben 
nicht werden. Auf lange Sicht werden die 
Deutschen jedoch auch mit 200.000 Mig- 
ranten pro Jahr zur Minderheit im eigenen 
Land. Hinzu kommen nämlich noch der 
Familiennachzug und die hohen Geburten- 
raten der Einwanderer. Diese Entwicklung 
müssen wir unbedingt verhindern. 


Die CDU unter Herrn Kretschmer ist kei- 
nen Deut besser als die Grünen. In gewisser 
Hinsicht ist sie sogar gefährlicher: Wäh- 
rend die Grünen ihre Verachtung für unser 
Land und unsere Bürger offen artikulieren, 
herrscht bei der CDU Feigheit und Geheim- 
niskrämerei. 


Diese Mischung zerstört schleichend unser 
Land. Es gibt somit nur eine Wahl, wenn 
sie — wie Konrad Adenauer — die Freiheit 
wählen wollen. Nur die AfD steht wirklich 
für die Freiheit. Und nur mit der AfD gibt 
es eine Rückkehr zur Vernunft in der Mig- 
rations-, Energie-, Umwelt- und Baupolitik. 


Aus dem Ausländerbeauftragten soll ein 
Rückführungsbeauftragter werden, dessen 
Stelle in der Staatskanzlei angesiedelt wer- 
den soll, fordert die AfD-Fraktion in einem 
neuen Antrag (Drs. 7/13270). Denn: Aktuell 
leben 15.681 ausreisepflichtige Ausländer 
in Sachsen. 


„Die Ampel-Koalition verspricht seit eini- 
ger Zeit eine Rückführungsoffensive und 
der sächsische Ministerpräsident Michael 
Kretschmer eine ‚Zeitenwende‘ in der Mi- 
grationspolitik“, erklärt dazu der innen- 
politische Sprecher der AfD-Fraktion, Se- 
bastian Wippel. „Dennoch steigt die Zahl 


der Ausreisepflichtigen in Sachsen immer 
weiter und weiter. Der Sächsische Auslän- 
derbeauftragte Geert Mackenroth (CDU) 
hat zudem die Möglichkeit, über die Här- 
tefallkommission bereits auf den Weg 
gebrachte Abschiebungen zu verhindern. 
Daraus ergibt sich eine Abschiebeverhin- 
derungskultur.“ 


Wenn Ministerpräsident Michael Kretsch- 
mer eine Zeitenwende einleiten will, dann 
muss er hier Änderungen vornehmen. Wir 
schlagen deshalb vor: Benennen Sie einen 
Rückführungsbeauftragten! Machen Sie 
die Abschiebung endlich zur Chefsache! 


EXPERTEN DAFÜR: 
KOPFTÜCHER AN SCHULEN VERBIETEN! 


So viel geballtes Wissen über die Ideologie 
des Islam haben die Abgeordneten des Säch- 
sischen Landtags wohl noch nie gehört. 


Am 31. März sprachen die in Damaskus 
geborene Journalistin Laila Mirzo und 
der Staatsrechtler Prof. Dr. Karl Albrecht 
Schachtschneider in einer öffentlichen An- 
hörung zum AfD-Antrag, islamische Kopf- 
tücher in Kindergärten und Schulen zu ver- 
bieten. 


Mirzo startete mit einem flammenden Plä- 
doyer, den Freiheitskampf der Frauen in 
islamischen Ländern doch endlich auch in 
Deutschland zur Kenntnis zu nehmen. „Das 
islamische Kopftuch ist Ausdruck der Un- 
terdrückung der Frauen und der Frühsexu- 
alisierung der Mädchen“, so Mirzo. Wenn 
Kinder auf Druck ihrer Eltern ein Kopftuch 
tragen müssen, werden sie zu Sexualobjek- 
ten degradiert, weil das Kopftuch vor se- 
xuellen Übergriffen schützen soll. Mit dem 
Kopftuch werden Mädchen zudem gegen- 
über Jungen diskriminiert. 


Schachtschneider ging noch weiter: Das 
Kopftuch sei ein „Symbol der Unterwerfung 
unter Allah“. Die Voraussetzung der Reli- 


gionsfreiheit sei die Säkularisation. Daher 
könne sich der Islam generell und speziell 
in der Kopftuchfrage nicht auf die Religi- 


onsfreiheit berufen. Der Islam bliebe viel- 
mehr eine politische Ideologie und erkenne 
die im Grundgesetz festgehaltenen staats- 
bürgerlichen Pflichten 
nicht an. Die Befehle 
dieser politischen Ideo- 
logie unter dem Deck- 
mantel der Religion 
könnten daher unter 
keinen Umständen ak- 
zeptiert werden. 


Nicht nur die AfD be- 
dankte sich für die 
fachkundigen Vorträge. 
Auch aus den Reihen 
der CDU kam Lob. Zu 
befürchten ist aller- 
dings, dass die CDU-Ab- 
geordneten das wieder 
vergessen haben, wenn 
demnächst im Landtag 
die Abstimmung des „Gesetz zur Einfüh- 
rung eines Kopftuchverbots in Schulen und 
Kindertageseinrichtungen“ ansteht. 


GEKAUFTE JOURNALISTEN: 


KUMPANEI ZWISCHEN MEDIEN UND REGIERUNG AUFLÖSEN! 


Die AfD-Fraktion will per Antrag verhin- 
dern, dass Journalisten weiter für Aufträge 
von der Regierung bezahlt werden und da- 
mit ihre Unabhängigkeit und Objektivität 
in Frage stellen (7/12370). 


„Im Medienausschuss unterstützten die 
Sachverständigen ganz klar unseren An- 
trag“, freut sich der medienpolitische Spre- 
cher der AfD-Fraktion, Torsten Gahler. „Al- 
lerdings vermute ich, dass die Regierung 
unseren Antrag trotzdem ablehnen wird. 
Auf Hofberichterstattung und Regierungs- 
lob wird sie ungern verzichten.“ 


Der freie Journalist Lukas Steinwandter 
kritisierte in der Anhörung am 15. Mai 


2023, dass die Regierung eine „gutgeölte 
PR-Maschine“ installiert habe. Die Redak- 
teure des MDR würden bereits überdurch- 
schnittliche Gehälter verdienen und hätten 
zusätzliche Honorare von 3.000 bis 5.000 
Euro gar nicht nötig. Steinwandter forderte 
ein klares Verbot: MDR-Journalisten dür- 
fen nicht länger für die Regierung arbeiten. 
Ähnlich argumentierte der erfahrene Jour- 
nalist Laszlo Trankovits, der selbst 35 Jahre 
für ARD, dpa und Co. arbeitete. Die Kon- 
trollfunktion der Medien werde durch zu 
viel Regierungsnähe untergraben. In den 
USA wäre diese Kumpanei von Medien und 
Politik undenkbar. Generell wäre der deut- 
sche Haltungsjournalismus „Gift für Medi- 
en und Demokratie“. 


Auch der freie Journalist Tom Wellbrock 
kam zu dem Schluss: Der Bürger kann oft 
keinen Unterschied mehr zwischen Me- 
dien- und Regierungsmeinung erkennen. 
Geldzahlungen an Journalisten verschärfen 
diesen Konflikt. 


Ehemaliger Verteidigungsminister 
zu Gast bei der AfD-Fraktion 


Es war für uns eine große Ehre, dass mit Mario Kunasek der FPÖ-Klubobmann aus der Steiermark und ehemalige Verteidigungsminis- 
ter Österreichs zu politischen Gesprächen nach Dresden in den Sächsischen Landtag gekommen ist. Wir konnten in diesen Tagen - Mitte 
Mai 2023 - die hervorragende Zusammenarbeit mit den FPÖ-Abgeordneten aus der Steiermark abermals vertiefen. 

Danke für Ihren Besuch! Wir sehen uns sicher bald wieder. 
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Mit 10.000 Teilnehmern und 220 Luft- 
fahrzeugen fand vom 12. bis 24. Juni 2023 
die größte Verlegeübung seit Bestehen der 
NATO statt. Hintergrund des Manövers 
war, dass die USA 100 Flugzeuge nach Eu- 
ropa überstellten. Die NATO-Übung be- 
wegte sich zu großen Teilen im Luftraum 
über Sachsen. 


Jörg Urban, AfD-Fraktionsvorsitzender, 
wertete das als „verheerendes Signal“. 
Denn: „Die Bundesregierung hilft den Ame- 
rikanern, weiter nach Osten vorzurücken. 
Die russische Seite kann das nur als eine 
weitere Aggression werten. Deutschland 
wird somit von den USA in die Konfronta- 
tion mit Russland getrieben. Statt sich mit 
diplomatischen Mitteln um Frieden in der 
Ukraine zu bemühen, provoziert der Wes- 
ten Russland. Diese Kriegstreiberei leh- 
nen wir entschieden ab. Diplomatie statt 
Kampfjets über Sachsen!“ 


„WeilunsdieMedienschneiden,kommenwir 
einfach persönlich zu Ihnen: Unsere Veran- 
staltungsreihe Unsere Ideen für Sachsen 
macht in diesem Jahr 35-mal Station in den 
vielen verschiedenen Gegenden unserer 
schönen Heimat. 


Wir fahren also von Ost nach West und 
Nord nach Süd, um mit Ihnen ins Gespräch 
zu kommen. Denn wir wollen wissen: Wo 
drückt Ihnen der Schuh? 


y Unsere 


Ideen 
ür Sachsen 


Sachsen steht vor riesigen Problemen: Offene 
Grenzen, Lehrermangel, fehlende Hausärzte 
und die hohen Preise machen vielen Bürgern 
und Unternehmen zu schaffen. 


Im Sächsischen Landtag entwickeln wir für 
diese Probleme konstruktive Lösungen, die 
von den Altparteien jedoch pauschal abge- 
lehnt werden. Umso wichtiger ist es uns, 
mit Ihnen über unsere Ideen für Sachsen 
ausführlich zu debattieren. 


3.000 € in einem Monat von 
der Regierung für MDR- 
Moderatorin 


Eines der bekanntesten Gesichter des 
MDR, Wiebke Binder, kassierte im März 
3.000 Euro für Moderationsaufträge von 
der Staatsregierung. Laut der AfD-Anfra- 
ge von Thomas Thumm (7/13046) sahen 
Regierung und MDR dabei keinen Inter- 
essenskonflikt. Wir schon! 


Anstieg von außertariflich 
Beschäftigten in Ministerien 
um 68 Prozent 


Die Zahl der außertariflich Beschäftigten 
in sächsischen Ministerien ist von 47 auf 
79 gestiegen. Laut einer AfD-Anfrage von 
Roland Ulbrich (7/12953) kletterten die 
Ausgaben fiir diese besonders gutbezahl- 
ten Posten von vier auf 7,2 Millionen Euro. 
„Ein weiteres Schröpfen der Steuerzahler 
für diese fragwürdige Personalpolitik 
können wir nicht dulden. Wir unterstüt- 
zen die Einstellung von mehr Lehrern und 
Polizisten — ein ständiges Anwachsen der 
Bürokratie in den Ministerien lehnen wir 
aber entschieden ab“, kritisiert Ulbrich. 


Wir freuen uns auf anregende Gespräche 
und stellen uns natürlich auch gern kriti- 
schen Fragen.“ (Jörg Urban, Fraktionsvor- 
sitzender) 


Alle Termine unserer Sachsentour 2023 
finden Sie hier: 
www.afd-fraktion-sachsen.de/sachsentour 


Die nächsten Termine nach den 
Sommer-ferien: 
Wann sind wir in Ihrer Region? 


29. August: Sächsische Schweiz- 
Osterzgebirge 
30. August: Görlitz 
6. September: Landkreis Leipzig 
7.September: Bautzen 
13. September: Meißen 
14. September: Mittelsachsen 
26. September: Zwickau 


Krankenhäuser 
müssen für jeden 
erreichbar sein! 


Mehrere Bundesländer halten die geplante 
Krankenhausreform von SPD-Gesundheits- 
minister Karl Lauterbach für verfassungs- 
widrig. Die Krankenhausplanung sei Län- 
dersache, heißt es dazu in einem Rechts- 
gutachten. „Es ist Aufgabe des Freistaates 
Sachsen, eine wohnortnahe Erreichbarkeit 
von Krankenhäusern mit ununterbroche- 
ner Notfallversorgung zu gewährleisten“, 
meint der sozialpolitische Sprecher der 
sächsischen AfD-Fraktion, Frank Schaufel. 


Wir halten es daher für geboten, eine 
angemessene Erreichbarkeitsfrist in PKW- 
Minuten einzuführen. Darüber hinaus 
sind sofortige Maßnahmen erforderlich, 
um die Insolvenz weiterer Krankenhäuser 
abzuwenden. Der Antrag der Linken, einen 
Rekommunalisierungsfonds einzurichten 
(Drs. 7/12635), hatte daher durchaus seine 
Berechtigung. Er geht uns allerdings nicht 
weit genug. Wir haben deshalb mit einem 
Änderungsantrag angeregt, das Fondsver- 
mögen auf mindestens 250 Millionen Euro 
festzuschreiben. 


„Im Gegensatz zu 
den Linken beken- 
nen wir uns zudem 
zum Trägerplura- 
lismus. Die Rekom- 
munalisierung ist 
eine Möglichkeit 
der Rettung von 
Standorten, aber 
kein Allheilmittel. 
Natürlich braucht es auch noch weitere 
flankierende Maßnahmen zum nachhalti- 
gen Betrieb von Krankenhäusern in unse- 
ren ländlichen Regionen“, so Schaufel. 


Laut einer AfD-An- 
frage (7/12987) von 
Timo Schreyer stieg 
die Armutsgefähr- 
dungsquote sächsi- 
scher Rentner seit 
2005 von 14,1 auf 
25 Prozent. Im glei- 
chen Zeitraum stieg 
die Zahl der arbeitenden Senioren von 
2.196 auf 18.424 Personen. 


Allein in den letzten sechs Jahren hat sich 
die Zahl der armutsgefährdeten Rentner 
in Sachsen verdoppelt. Besonders Männer 
sind vom sozialen Abstieg betroffen. Durch 


Geldentwertung und steigende Energie- 
Preise wird aktuell die Verarmung weiter 
stark zunehmen. 


„Das macht mir große Sorgen“, interveniert 

Schreyer. Denn: „Zusätzlich belastet die 
Rentner, dass Deutschland als stärkste 
Wirtschaftskraft Europas sehr niedrige 
Renten auszahlt. Unter weltweit allen In- 
dustrieländern rangiert Deutschland beim 
Rentenniveau im untersten Drittel. 


Die Regierung muss sich mehr um die ei- 
genen Bürger kümmern, statt Milliarden 
von Steuergeldern an die ganze Welt zu 
verschenken.“ 


SCHÜTZT UNSERE BAUERN 
VOR GIERIGEN KONZERNEN! 


Chemnitz will am Stadtrand Felder und 
Wiesen mit Solaranlagen bestücken. Bis- 
her waren rein landwirtschaftlich genutzte 
Flächen tabu. Die Freie Presse berichtete 
über den Fall unter der Überschrift: „Mehr 
Solarkraftwerke, weniger Landwirtschaft?“ 
Zugleich hat die sächsische Landesregie- 
rung am 18. April ihr geplantes Agrar- 
strukturgesetz vorgestellt. Jörg Dornau, 
landwirtschaftspolitischer Sprecher der 
AfD-Fraktion, ist davon enttäuscht und 
bezeichnet das Vorhaben als „halbherzig“. 
Denn: „Wir brauchen unsere Böden für 
die Erzeugung von regionalen Lebensmit- 
teln. Es ist daher katastrophal, wenn die 
Solarbranche landwirtschaftliche Flächen 
zweckentfremden darf. Hier hätte das Ge- 
setz der Regierung ansetzen müssen.“ Für 
Windkraftunternehmen gelte das natürlich 
ebenso. 


Darüber hinaus untersagt das geplante 
Agrarstrukturgesetz Steuertricks („Share 
Deals“) nicht grundsätzlich. „Die Folge wird 
sein, dass landwirtschaftsfernen, multi- 


FINGER WEG 
VON UNSEREM WALD! 


Das Landesumweltamt hält insgesamt 35 
Prozent der sächsischen Waldfläche ge- 
eignet für Windindustrieanlagen. Bei zehn 
Prozent gebe es keinerlei Einschränkungen. 
Bei 25 Prozent des Gesamtwaldes sei eine 
„standortbezogene Einzelfallprüfung erfor- 
derlich“. 


Im Koalitionsvertrag von CDU, Grünen und 
SPD steht indes klipp und klar, dass Wind- 
industrieanlagen im Wald prinzipiell aus- 
geschlossen werden. „Dieses Versprechen 
wird nun nicht nur gebrochen. Die Regie- 
rung plant vielmehr inzwischen den größ- 
ten Anschlag auf den Wald in der Geschich- 
te des Freistaates Sachsen“, so Jörg Urban, 
umweltpolitischer Sprecher und Frak- 
tionsvorsitzender der AfD. 


nationalen Konzernen die Türen für ei- 
nen weiteren Raubzug durch unser Land 
offenstehen und sie dafür noch nicht ein- 
mal Grunderwerbsteuer zahlen müssen. 
Unsere sächsischen Bauern haben gegen 
diese finanzstarken Konzerne keine Chan- 
ce. Diese Benachteiligung muss durch das 
Agrarstrukturgesetz konsequent beendet 
werden“, betont Dornau. 


Die Kaufpreise für landwirtschaftliche Flä- 
chen haben sich in Sachsen mancherorts in 
den letzten Jahren mehr als verdoppelt. Sie 
dienen Aktiengesellschaften wie Fielmann, 
die sich eigentlich um Brillen und Hörgerä- 
te kümmern sollten, als Spekulationsobjekt. 


Erschreckend ist zudem, dass immer größe- 
re Flächen ins Gespräch gebracht werden. 
Noch vor einem halben Jahr beschwichtig- 
te CDU-Regionalminister Thomas Schmidt, 
es kämen nur zwölf Prozent der Waldflä- 
chen für die Errichtung von Windrädern in 
Frage. Wie sich jetzt herausstellt, war auch 
diese Angabe eine Verharmlosung. 


Für uns ist klar: In Sachsen darf kein ein- 
ziges Windrad in den Wald gebaut werden. 
Der Wald ist Erholungsort und Lebens- 
raum für unzählige Tiere und Pflanzen. 


Wer in den Wald breite Schneisen schlagen 
will, um dort Windtürme hinzusetzen, be- 
ginnt mit einer unsäglichen Naturzerstö- 
rung. 


Impressum 

Herausgeber: AfD-Fraktion im Sächsischen Landtag 
Bereich Presse & Öffentlichkeitsarbeit 
Bernhard-von-Lindenau-Platz 1 
01067 Dresden 

E/Mail: presse@afd-fraktion-sachsen.de 
info @afd-fraktion-sachsen.de 

Redaktion: Felix Menzel 

ViSdP: Bernd Lommel 

Druck: Druckhaus Scholz GmbH 

Auflagenhöhe: 194.000 Stk. 

Ausgabe: Nr. 37/ Juli 2023 


Fotonachweise: www.pixabay.com/TBIT: S. 2 (oben), 
www.stock.adobe.com/CCKing: 

S. 3 (oben), 
www.stock.adobe.com/VRD: 

S. 10 (oben), 
www.stock.adobe.com/Sir_Oliver: 
S. 10 (unten), 
www.stock.adobe.com/marcin jucha: 
S. 11 (oben), 
www.stock.adobe.com/Günter Albers: 
S. 11 (unten) 


Jeglicher Nachdruck von Fotos, Zeichnungen und Artikeln, auch 
auszugsweise, bedarf der ausdrücklichen Zustimmung des Her- 
ausgebers. Im Rahmen der digitalen Ausgabe werden auch Links 

zu Internetinhalten anderer Anbieter bereitgestellt. Auf den Inhalt 
dieser Seiten haben wir keinen Einfluss. Für den Inhalt ist aus- 
schließlich der Betreiber der anderen Website verantwortlich. Trotz 
der Überprüfung der Inhalte im gesetzlich gebotenen Rahmen müs- 
sen wir daher jede Verantwortung für den Inhalt dieser Links bzw. 
der verlinkten Seite ablehnen. 


FRAKTIONSACHSEN 


AfD-Fraktion im Web: 

afd-fraktion-sachsen.de 
AfD-Fraktion bei facebook: 
facebook.com/AfD.Fraktion.Sachsen 


AfD-Fraktion bei Twitter: 
twitter.com/AfD_SLT 


AfD-Fraktion bei youtube: 
http://bit.ly/ 1L9TbIf 


Hinweis 


Diese Publikation dient der Information und darf 
in einem Wahlkampf nicht zur Parteienwerbung 
eingesetzt werden! 


Im Mai startete unsere Fraktion eine Kam- 
pagne mit dem Titel „Vorsicht! Gender- 
wahn im Stundenplan“. Der dazugehörige 
Antrag wurde schließlich am 31. Mai sehr 
emotional im Landtag diskutiert. „An unse- 
ren Schulen muss das Leitbild der Familie 
aus Vater, Mutter und Kindern gelehrt 
werden“, erklärte Jörg Urban das Ziel der 
Kampagne auf einer Pressekonferenz. 


Im Landtag ergänzte Martina Jost: 
„Es gibt ganz genau zwei Geschlechter. 
So lehrt das die Biologie. Und so muss 
das auch an unseren Schulen gelehrt 
werden. Basta! Wir akzeptieren des- 
halb keine Gendertheorie aus den El- 
fenbeintiirmen linksgrüner Soziologen. 
Und: Wir akzeptieren erst recht nicht, 
dass unsere Kinder damit schon im 
Kindergarten oder der Grundschule 
konfrontiert werden. Die ‚Sexualerzie- 
hung der Vielfalt‘ beruht auf Lügen. 
Das hat an unseren Schulen nichts, 
aber auch gar nichts zu suchen.“ 


afd-fraktion-sachsen.de 


OOM 


an 


Rolf Weigand, bildungspolitischer Spre- 
cher der AfD-Fraktion, forderte somit ein 
„Vetorecht“ für die Eltern bei der Sexual- 
erziehung in der Schule. Denn: Die Eltern 
müssen davon erfahren, wenn das Klassen- 
zimmer zum „Dark Room“ umfunktioniert 
oder Werbung für Geschlechtsumwandlun- 
gen gemacht wird. Das ist bisher nicht der 
Fall. 


„Dass steuergeldfinanzierte Vereine ei- 

nen solchen Mist in unsere Schulen 
tragen, macht mich wütend. Bei dem 
Projekt ‚Schule der Viefalt‘ erfolgte 
noch nicht einmal eine Überprüfung 
auf Lehrplankonformität. Wir werden 
dagegen mit einer provokanten Kam- 
pagne vorgehen“, so Weigand. 


Alle Hintergründe zu der angesprochenen 
Kampagne finden Sie hier: 


www.afd-fraktion-sachsen.de/elternbrief 
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PAKTION * 


915.000 Euro für 


„Genderkompetenzzentrum” 


Das sächsische „Genderkompetenzzentrum“ 
hat seit 2021 insgesamt 915.579 Euro von 
unseren Steuergeldern abgegriffen. Damit 
wurden z.B. fragwürdige Maßnahmen für 
die „postmigrantische Gesellschaft“ geför- 
dert oder „Frauen* of Color“. Diese Fakten 
deckte eine Anfrage der AfD-Abgeordneten 


Martina Jost auf (7/12948). Gegründet wur- 
de das „Genderzentrum“ von der grünen 
Justizministerin Katja Meier. Wie in ande- 
ren Bereichen hat Meier die gut bezahlten 
Posten offenbar vor allem mit linken Gesin- 
nungsgenossen besetzt. So gehört die Ge- 
schäftsführerin Karin Luttmann der SPD an. 


